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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

168 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 
 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
 (UVPG) 

Bezirksregierung Münster 
Az.: 500-0215875/0087.U 

Münster, den 28.07.2015 

Die Stadt Münster, 48127 Münster, hat die Genehmigung 
gem. § 58 Abs. 2 Landeswassergesetz (LWG) für eine 
wesentliche Änderung der Hauptkläranlage Münster 
durch die Errichtung einer Fahrzeugwaage beantragt. 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um die wesentliche 
Änderung eines als solchem UVP-pflichtigen Projektes 
gem. den §§ 3e und 3d in Verbindung mit der Anlage 1 
Ziffer 13.1.1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG), in der Fassung vom 24.02.2010 
(BGBl. I S. 94) zuletzt geändert durch Art. 10 des Ge-
setzes vom 25.07.2013 (BGBl. I S. 2749, 2756) und der 
Anlage 1 Ziffer 13.1.1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in Nordrhein-Westfalen vom 
29.04.1992 (GV. NRW. S. 192, SGV. NRW. 2129), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
16.03.2010 (GV. NRW.  S. 185). Gemäß den §§ 3a, 3c 
und 3e UVPG hat die Behörde anhand einer allgemeinen 
Vorprüfung des Einzelfalls festzustellen, ob für das Vor-
haben eine Verpflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht. Soll eine Umwelt-

verträglichkeitsprüfung unterbleiben, ist dies bekannt zu 
geben. 

Die Prüfung der vorgelegten Antragsunterlagen hatte zum 
Ergebnis, dass die Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für das Vorhaben nicht erforderlich ist, 
weil keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen zu besorgen sind. Die Stellungnahmen der Träger 
öffentliche Belange zu dem geplanten Vorhaben wurden 
bei dieser Entscheidung berücksichtigt. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Im Auftrag 
gez. König-Gravemeier 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2015 S. 285 

 

 

169 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 
 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
 (UVPG) 

Bezirksregierung Münster 
500-53.0048/14/8.2.2 

45699 Herten, den 27.07.2015 

Die Firma IMERYS Metalcasting Germany GmbH in 
45772 Marl hat einen Antrag auf Genehmigung zur 
wesentlichen Änderung und zum Betrieb einer Anlage 
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zum Trocknen von Kohle i.V.m. einer Anlage zum 
Mahlen von natürlichem Gestein sowie einer integralen 
Siloanlage zum Lagern von Kohlenstaubgemischen auf 
dem Betriebsgrundstück Schmielenfeldstr. 78, 45772 
Marl (Gemarkung Marl, Flur 165, Flurstück 143), 
vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages ist die Umstellung der Feue-
rungsanlagen auf dem gesamten Werksgelände von Heiz-
öl auf Stadtgas, die Stilllegung von drei Öltanks, der Be-
trieb der Trocknungsanlage zum Trocknen von Stein-
kohle mit einer Durchsatzleistung von 4 t/h, die An-
passung der Schornsteinhöhe der Trocknungsanlage auf 
14 m und die Absenkung des einzuhaltenden Grenz-
wertes für Gesamtstaub an den Mahlanlagen 1 + 2 sowie 
an der Trocknungsanlage von 20 mg/m3 auf 10 mg/m3. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer 
Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) durchgeführt. 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, 
da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 
UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 
Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 
gez. Dipl.-Ing. Ludwig Reher 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2015 S. 285-286 

 

 

170 Bestellung von bevollmächtigten Bezirks-
 schornsteinfegern 

Bezirksregierung Münster 
Dezernat 34 

Münster, den 29. Juli 2015 

34.02.02.02-A 8/2015 

Die Bezirksregierung Münster hat gemäß der §§ 9 und 10 
des Schornsteinfegerhandwerksgesetzes (SchfHwG) vom 
26.11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen 
Fassung mit Verfügung vom 28.07.2015 Herrn Andreas 
Reinders mit Wirkung vom 01.08.2015 zum 
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den Kehr-
bezirk Kreis Borken XVI bestellt. Die Bestellung ist auf 7 
Jahre befristet. 

34.02.02.02-A 11/2015 

Die Bezirksregierung Münster hat gemäß der §§ 9 und 10 
des Schornsteinfegerhandwerksgesetzes (SchfHwG) vom 
26.11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen 
Fassung mit Verfügung vom 28.07.2015 Herrn Hermann 

Wilms mit Wirkung vom 01.09.2015 zum bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk 
Kreis Borken XXI bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre 
befristet. 

Im Auftrag 
gez. Frank 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2015 S. 286 

 

 

171 Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 3a 
 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
 keitsprüfung (UVPG) in der zurzeit gel-
 tenden Fassung 

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalnieder-
lassung Münsterland, Coesfeld, beabsichtigt das mit Be-
schluss vom 30. April 2009 - Az.: 25.04.01.02 - 9/05 (L 
555n) planfestgestellte Bauvorhaben - Ortsumgehung 
Nordwalde - im Zuge der Landesstraße 555 von Bau-km 
0+000 bis Bau-km 3+960 auf dem Gebiet der Gemeinde 
Nordwalde, Kreis Steinfurt, zu ändern. Gegenstand der 
Planänderung ist die Verknüpfung der L 555alt (Bahn-
hofstraße/Wirtschaftsweg Unewisse/Gerlach) am Bau-
streckenanfang anstelle einer höhengleichen Kreuzung 
als Kreisverkehr herzustellen. 

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW hat daher mit 
Schreiben vom 20. Mai 2015 einen Antrag auf Plan-
änderung von unwesentlicher Bedeutung gemäß § 38 
Abs. 3 Straßen- und Wegegesetz (StrWG) i.V.m. § 76 
Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land NRW 
(VwVfG NRW) gestellt. 

Die beantragte Planänderung unterfällt aktuell der Anlage 
1 Ziffer 14.6 UVPG. Aufgrund einer allgemeinen Vor-
prüfung des Einzelfalles nach § 3c Satz 1 UVPG wird 
festgestellt, dass für das beabsichtigte Vorhaben keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung besteht, da von dem Vorhaben keine 
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu er-
warten sind. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung 
gemäß § 3a UVPG nicht selbständig anfechtbar ist. Die 
der Feststellung zugrunde liegenden Unterlagen können 
auf Antrag nach den Bestimmungen des Umweltinfor-
mationsgesetzes bei der Bezirksregierung Münster, 
Domplatz 1-3, 48143 Münster, eingesehen werden. 

Münster, 31. Juli 2015 

Bezirksregierung Münster 
Az.: 25.04.01.02 - 9/05 

Im Auftrag 
gez. Dagmar Richter 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2015 S. 286 
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C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 

172 Allgemeinverfügung zur Änderung der All-
 gemeinverfügung über die Zulassung von 
 Stoffen zum Färben von Eiern, einschließlich 
 von Überzugs- und Hilfsstoffen gemäß Art. 
 27 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 
 der Kommission vom 05. September 2008 
 mit Durchführungsbestimmungen zur Ver-
 ordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates über 
 die ökologische/biologische Produktion und 
 die Kennzeichnung von ökologischen/biologi-
 schen Erzeugnissen, zuletzt geändert durch 
 die Verordnung (EG) Nr. 1358/2014 vom 18. 
 Dezember 2014 hinsichtlich der ökologi-
 schen/biologischen Produktion, Kennzeich-
 nung und Kontrolle des Landesamtes für 
 Natur, Umwelt und Verbraucherschutz vom 
 03.08.2015 

Im Rahmen des Vollzugs 

• der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates 
 vom 28. Juni 2007 über die ökologische/ 
 biologische Produktion und die Kennzeichnung 
 von ökologischen/biologischen Erzeugnissen, 

• der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 der Kom-
 mission vom 05. September 2008 mit Durch-
 führungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
 Nr. 834/2007 des Rates über die ökologi-
 sche/biologische Produktion und die Kenn-
 zeichnung von ökologischen/biologischen Er-
 zeugnissen hinsichtlich der ökologischen/biolo-
 gischen Produktion, Kennzeichnung und Kon-
 trolle und 

• § 2 Nr. 11 der Verordnung zur Regelung von 
 Zuständigkeiten und zur Übertragung von Er-
 mächtigungen zum Erlass von Rechtsverord-
 nungen für Bereiche der Agrarwirtschaft 
 (ZustVOAgrar NRW) vom 11. November 2008 
 (GVBl. NRW 2008 S. 732) 

erlässt das Landesamt für Natur, Umwelt und Ver-
braucherschutz (LANUV) als zuständige Behörde und 
Kontrollbehörde folgende Allgemeinverfügung: 

1. Die Anlage zur Allgemeinverfügung des Lan-
 desamtes für Natur, Umwelt und Verbraucher-
 schutz vom 12.03.2009 wird durch die Anlage 
 zu dieser Allgemeinverfügung ersetzt. 

2. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach 
 der Veröffentlichung in den Amtsblättern der 
 Regierungsbezirke als bekannt gegeben. 

3. Diese Allgemeinverfügung und die Begründung 
 können beim Landesamt für Natur, Umwelt und 
 Verbraucherschutz, Leibnizstr. 10 in 45659 
 Recklinghausen, eingesehen werden. 

Gründe: 

I. 

Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher-
schutz ist gemäß § 2 Nr. 11 ZustVOAgrar NRW zu-
ständige Behörde in Nordrhein-Westfalen im Sinne des 
Gesetzes zur Durchführung der Rechtsakte der Europäi-
schen Gemeinschaft auf dem Gebiet des ökologischen 

Landbaus (Öko-Landbaugesetz - ÖLG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 07. September 2013 BGBl. I 
S. 56) sowie zuständige Behörde und Kontrollbehörde im 
Sinne der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 
28. Juni 2007 über die ökologische/biologische Produk-
tion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologi-
schen Erzeugnissen, der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 
der Kommission vom 05. September 2008 mit Durch-
führungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 834/ 
2007 des Rates über die ökologische/biologische Produk-
tion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologi-
schen Erzeugnissen hinsichtlich der ökologischen/biolo-
gischen Produktion, Kennzeichnung und Kontrolle (EG-
VO 889/08). 

II. 

Die Zulassung der Stoffe zum Färben von Ostereiern 
beruht auf Art. 27 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 
889/2008 der Kommission vom 05. September 2008 mit 
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 
834/2007 des Rates über die ökologische/biologische 
Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/ 
biologischen Erzeugnissen hinsichtlich der ökologi-
schen/biologischen Produktion, Kennzeichnung und Kon-
trolle. Nach dieser Vorschrift kann die zuständige Be-
hörde für das traditionelle dekorative Färben der Schale 
gekochter Eier mit dem Ziel, diese zu einer bestimmten 
Zeit des Jahres auf den Markt zu bringen, für den ge-
nannten Zeitraum die Verwendung natürlicher Farben 
und natürlicher Überzugsstoffe zulassen. Mit umfasst 
sind Trägerstoffe (z.B. Kopal, Schelllack, HPMC HPC, 
Pflanzenöle), vgl. Anhang VIII, Abschnitt A der Ver-
ordnung (EG) Nr. 889/2008. 

III. 

Die Herausnahme der Eisenoxide und Eisenhydroxide (E 
172) aus der Anlage war notwendig, da gemäß Art. 27 
Abs. 4 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 der 
Einsatz nur bis zum 31.12.2013 genehmigt werden 
konnte. 

Die zusätzliche Aufnahme von Kupferkomplexe der 
Chlorophylle und Chlorophylline (E 141) ist notwendig, 
da dieser Farbstoff aus verarbeitungstechnischen Grün-
den zur Herstellung einer grünen Farbe zum Färben von 
gekochten Eiern geeignet und erforderlich ist.  

Die Änderung der Genehmigung erging, um die aus-
reichende Versorgung des Marktes mit traditionell ge-
färbten Eiern auch in ökologischer Qualität für einen 
begrenzten Zeitraum im Jahr zu ermöglichen. Die Aus-
wahl der Farbstoffe wurde auf traditionell verwendete 
Substanzen beschränkt, die zudem natürlichen Ursprungs 
sind. 

IV. 

Rechtbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. 

Die Klage ist vor dem nordrhein-westfälisches Ver-
waltungsgericht schriftlich einzureichen oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses 
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Gerichts zu erklären, in dessen Bezirk der Beschwerte 
seinen Sitz oder Wohnsitz hat. 

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maß-
gabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanz-
gerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO 
VG/FG) vom 07. November 2012 (GV. NRW. 2012 S. 
548) in der jeweils geltenden Fassung eingereicht wer-
den. Das elektronische Dokument muss mit einer quali-
fizierten elektronischen Signatur nach § 2 Nummer 3 des 
Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876) in 
der jeweils geltenden Fassung versehen sein und an die 
elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind beson-
dere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt. 

Die Nordrhein-Westfälischen Verwaltungsgerichte haben 
ihren Sitz in: 

● 52070 Aachen, Adalbertsteinweg 92, im Justiz-
 zentrum für das Gebiet der kreisfreien Stadt 
 Aachen und der Kreise Aachen, Düren, Eus-
 kirchen und Heinsberg 

● 59821 Arnsberg, Jägerstrasse 1, für das Gebiet 
 der kreisfreien Städte Hagen und Hamm sowie 
 des Ennepe-Ruhr-Kreises, des Hochsauerland-
 kreises, des Märkischen Kreises und der Kreise 
 Olpe, Siegen-Wittgenstein und Soest 

● 40213 Düsseldorf, Bastionstrasse 39, für das 
 Gebiet der kreisfreien Städte Düsseldorf, Duis-
 burg, Krefeld, Mönchengladbach, Mühlheim 
 a.d. Ruhr, Oberhausen, Remscheid, Solingen 
 und Wuppertal sowie der Kreise Kleve, Mett-
 mann, Neuss, Viersen und Wesel 

● 45879 Gelsenkirchen, Bahnhofsvorplatz 3, für 
 das Gebiet der kreisfreien Städte Bochum, 
 Bottrop, Dortmund, Essen, Gelsenkirchen und 
 Herne sowie der Kreise Recklinghausen und 
 Unna 

● 50667 Köln, Appellhofplatz, für das Gebiet der 
 kreisfreien Städte Bonn, Köln und Leverkusen 
 sowie des Rhein-Erft-Kreises, des Oberbergi-
 schen Kreises, des Rheinisch-Bergischen Krei-
 ses und des Rhein-Sieg-Kreises 

● 32389 Minden, Königswall 8, für das Gebiet 
 der kreisfreien Stadt Bielefeld sowie der Kreise 
 Gütersloh, Herford, Höxter, Lippe, Minden-
 Lübbecke und Paderborn 

● 48147 Münster, Piusallee 38, für das Gebiet der 
 kreisfreien Stadt Münster sowie der Kreise 
 Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Land 
Nordrhein-Westfalen) und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Be-
scheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt wer-
den. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften 
für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 

 

 

Hinweis: 

Lebensmittelrechtliche Bestimmungen, insbesondere Be-
stimmungen der Verordnung über die Zulassung von Zu-
satzstoffen zu Lebensmitteln zu technologischen Zwe-
cken (Zusatzstoff-Zulassungsverordnung - ZZulV) blei-
ben von dieser Allgemeinverfügung unberührt. 

 

Anlage: 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2015 S. 287-289 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 289 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



 

Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die 
Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 48128 Münster zu richten. – Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger 
erscheint wöchentlich. Redaktionsschluss: Freitag 10.00 Uhr. – Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich    
51,00 €. Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €. Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 0,50 € 
Versandkosten erhoben. Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 2,00 € Versandkosten, werden Ende des Jahres per 
Rechnung ausgewiesen.  
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Bezug durch die Bezirksregierung Münster 
Domplatz 1-3, 48143 Münster, 
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